
Rechtsbelehrung: 

• Ich muss keine Maske tragen, für mich gilt ein Ausnahme-Tatbestand: 
vgl. CoronaSchVO NRW (15.7.20) §2 Abs (3)  

„… Kunden, … sind zum Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung im Sinne von Absatz 2 Satz 1 verpflichtet.“ 
„Dies gilt nicht für … Personen, die aus medizinischen Gründen keine ‚M-N-B‘ tragen können.“ 
 

• Sie dürfen mich nicht nach den Gründen, die Maske nicht zu tragen, fragen, da dies bereits 
diskriminierend nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) wäre. 

Hier im Speziellen Behinderung durch chronische Krankheiten 
 

• Ich muss Ihnen aus Datenschutzgründen keine Bescheinigungen etc. vorlegen: 
Informationen zum Gesundheitszustand einer natürlichen Person zählen zu den besonderen Arten 
personenbezogener Daten. Diese sind besonders schützenswert und dürfen nur in seltenen 

Ausnahmefällen tatsächlich gespeichert, genutzt und verarbeitet werden. Das BDSG-NEU nennt an 
unterschiedlichen Stellen einzelne Voraussetzungen, die die Erhebung auch solch sensibler 
Patientendaten ermöglichen. 

„Im Wesentlichen ist dies … nur dann zulässig, wenn der Betroffene dem Vorgang zugestimmt hat 
und/oder die Erhebung gesundheitliche Interessen des Betroffenen verfolgt (Vorsorge, Diagnostik, 
Behandlung usf.).“ 

 

• In der Verordnung ist keine Mitführverpflichtung von Attesten verankert, somit  haben weder die 
Ordnungsbehörden noch die Polizeibeamten ein Recht darauf, Einsicht in die Atteste zu nehmen.  

Zudem möchte ich darauf hinweisen, dass Supermarktinhaber eine Grundversorgung der Bevölkerung 
sicherzustellen haben. Wird ein Geschäft für den „allgemeinen Publikumsverkehr“ eröffnet – wie es bei 

Supermärkten der Fall ist –, erteilt der Besitzer „generell und unter Verzicht auf eine Prüfung im Einzelfall eine 
Zutrittsbefugnis“, vgl. LG Bonn, Az.: 10 O 457/99. 

Der Zutritt kann allenfalls nur aus einem sachlichen Grund verweigert werden. Das bedeutet, dass die 
Zutrittsverweigerung nicht willkürlich ausgesprochen werden darf. Da Personen, die aus medizinischen 

Gründen keine Mundnasenbedeckung tragen können, von der Verpflichtung zum Tragen einer MNB 
ausdrücklich ausgenommen sind, liegt ein sachlicher Grund für deren Ausgrenzung  ja gerade  nicht vor. Diesen 
Personen kann der Zutritt nicht verweigert werden. 

Wenn Sie mich hier nicht einkaufen lassen, mich rauswerfen und/oder mir ein Hausverbot erteilen, werde ich 

Sie auf Entschädigungszahlung und Unterlassung/Beseitigung nach dem AGG und/oder nach § 1004 BGB 
(Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch) i.V.m. Art 2 Absatz 2 i.V.m. Art 1 Absatz 2 GG (Grundgesetz) in 
Anspruch nehmen. 

Sollten Sie mich zwingen eine Maske zu tragen, werde ich eine Strafanzeige wegen Nötigung stellen. 

Ich habe die vorstehenden Informationen gelesen und bestehe trotzdem auf Durchführung von Maßnahmen: 

 

           

Name, Vorname, Position 

 

Köln, den   2020        
Ort, Datum, Unterschrift 


